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Abkommen zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei1 2 

Abgeschlossen in Genf am 10. Dezember 1991 

Präambel 
Die Republik Österreich, die Republik Finnland, die Republik Island, das Fürstentum Liechten-
stein, das Königreich Norwegen, das Königreich Schweden und die Schweizerische Eidgenos-
senschaft einerseits (im folgenden EFTA-Länder genannt) sowie die Türkische Republik ander-
seits (im folgenden Türkei genannt), 

eingedenk ihrer Absicht, sich am Prozess der wirtschaftlichen Integration in Europa aktiv zu 
beteiligen und in der Bereitschaft, bei der Suche nach Mitteln und Wegen zur Festigung die-
ses Prozesses zusammenzuarbeiten;  
im Hinblick auf das Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation 
(EFTA); 
im Hinblick auf die Abkommen zwischen den EFTA-Ländern und den Europäischen Gemein-
schaften; 
im Hinblick auf das Abkommen zur Errichtung einer Assoziation zwischen der Türkei und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft; 
unter Berücksichtigung der Erfahrungen, welche aus den erwähnten Beziehungen und aus je-
nen zwischen einzelnen EFTA-Ländern und der Türkei gewonnen wurden; 
ihre Bereitschaft bekundend, Massnahmen zu treffen, um eine harmonische Entwicklung ihres 
Handels zu fördern und ihre gegenseitige Zusammenarbeit in Bereichen von gemeinsamem 
Interesse, mit Einschluss der Bereiche, die nicht unter dieses Abkommen fallen, zu vertiefen 
und zu diversifizieren und auf diese Weise einen Rahmen sowie ein geeignetes Umfeld auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung, der Nichtdiskriminierung und der Ausgewogenheit von 
Rechten und Pflichten zu schaffen; 
eingedenk des gegenseitigen Interesses der EFTA-Länder und der Türkei an der fortwähren-
den Stärkung des multilateralen Handelssystems und in der Erwägung des Umstandes, dass 
sie Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind, dessen Bestim-
mungen und Instrumente eine Grundlage ihrer Aussenhandelspolitik bilden; 
entschlossen, zu diesem Zweck Massnahmen zu treffen, die auf eine schrittweise Beseitigung 
der Handelsschranken zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei im Einklang mit den Be-
stimmungen jenes Abkommens, insbesondere derjenigen, über die Errichtung von Freihan-
delszonen, abzielen; 
in der Erwägung, dass keine Bestimmung dieses Abkommens dahin ausgelegt werden kann, 
dass sie die Vertragsstaaten von ihren Verpflichtungen aus anderen internationalen Verträgen 
entbindet; 

haben zur Erreichung dieser Ziele folgendes Abkommen abgeschlossen. 

Artikel 1 Zielsetzung 
Ziel dieses Abkommens ist es,  

a) durch die Ausweitung des gegenseitigen Warenverkehrs die harmonische Entwicklung 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei zu fördern; 

b) im Handel zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei gerechte Wettbewerbsbedin-
gungen sicherzustellen; 

c) auf diese Weise durch die Beseitigung von Handelshemmnissen zur harmonischen 
Entwicklung und zur Ausweitung des Welthandels beizufragen; 

d) die Zusammenarbeit zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei zu vertiefen. 

Artikel 2 Geltungsbereich 
1. Dieses Abkommen gilt 

                                                      
1 Übersetzung des englischen Originaltextes. 
2 Die Anhänge zum Abkommen können bei der Eidgenössischen Drucksachen- und Materialzent-

rale, 3000 Bern, bezogen werden. 
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a) mit Ausnahme der im Anhang I aufgezählten Waren für die Erzeugnisse, die unter die 
Kapitel 25-97 des Harmonisierten Systems zur Bezeichnung und Codierung der Waren 
fallen; 

b) für die Erzeugnisse, die im Protokoll A aufgezählt sind, unter gebührender Beachtung 
der in diesem Protokoll enthaltenen Sonderbestimmungen; 

c) für Fische und andere Meeresprodukte, die im Anhang II aufgezählt sind, 
mit Ursprung in einem Vertragsstaat. 

2. Der Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die nicht unter Absatz 1 fallen, richtet sich 
nach Artikel 11. 

3. Dieses Abkommen findet auf die Handelsbeziehungen zwischen den einzelnen EFTA-
Ländern einerseits und der Türkei anderseits Anwendung. Für die Handelsbeziehungen zwi-
schen den EFTA-Ländern gilt dieses Abkommen nur, wenn es dies ausdrücklich vorsieht. 

Artikel 3 Ursprungsregeln und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Zollver-
waltung 

1. Das Protokoll B legt die Ursprungsregeln und die Verfahren für die administrative Zusam-
menarbeit fest.  

2. Die Vertragsstaaten treffen geeignete Massnahmen, unter Einschluss von Vorkehrungen für 
die administrative Zusammenarbeit, um zu gewährleisten, dass die Bestimmungen von Arti-
kel 4 bis 7 und 12 wirksam und aufeinander abgestimmt angewandt werden. Dabei berück-
sichtigen sie die Notwendigkeit, die dem Handel auferlegten Formalitäten soweit als möglich 
abzubauen und beidseitig zufriedenstellende Lösungen aller sich aus der Anwendung dieser 
Bestimmungen ergebenden Schwierigkeiten herbeizuführen. 

Artikel 4 Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung 
1. Im Warenverkehr zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei werden keine neuen Einfuhr-

zölle oder Abgaben gleicher Wirkung eingeführt. 

2. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die EFTA-Länder alle am 1. Januar 
1991 geltenden Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung auf Ursprungserzeugnissen aus 
der Türkei. Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung, die auf den in den Anhängen III und 
IV aufgelisteten Erzeugnissen, erhoben werden, werden nach den Bestimmungen dieser 
Anhänge schrittweise beseitigt. 

3. Die Türkei beseitigt schrittweise alle am 23. November 1970 geltenden, auf den Ursprungs-
erzeugnissen erhobenen Einfuhrzölle nach den in den Anhängen II, IV und V festgelegten 
Bestimmungen. Das Gleiche gilt für die Abgaben gleicher Wirkung, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Abkommens angewandt werden. 

4. Für jedes Erzeugnis gilt als Ausgangszoll, von dem die in Absatz 2 und 3 vorgesehenen 
schrittweisen Senkungen vorzunehmen sind, der an den darin erwähnten Daten angewandte 
Meistbegünstigungszoll. 

Artikel 5 Fiskalzölle 
1. Die Bestimmungen gemäss Artikel 4 Absatz 1-3 gelten, mit Ausnahme der Bestimmungen 

gemäss Anhang VI, auch für die Fiskalzölle.  

2. Die Vertragsstaaten können einen Fiskalzoll oder den Fiskalanteil eines Zolles durch eine 
interne Abgabe ersetzen. 

Artikel 6 Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung 
1. Im Warenverkehr zwischen den EFTA-Ländern und der Türkei werden keine Ausfuhrzölle 

oder Abgaben gleicher Wirkung eingeführt. 

2. Vorbehältlich der Bestimmungen gemäss Anhang VII werden mit dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens die Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung beseitigt. 
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Artikel 7 Mengenmässige Beschränkungen und Massnahmen gleicher Wir-
kung 

1. Vorbehältlich der Bestimmungen gemäss Anhang VII werden im Warenverkehr zwischen 
den EFTA-Ländern und der Türkei keine neuen mengenmässigen Einfuhr- oder Ausfuhrbe-
schränkungen oder Massnahmen gleicher Wirkung eingeführt.  

2. Vorbehältlich der Bestimmungen gemäss Anhang VIII werden mit dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens die mengenmässigen Einfuhr- oder Ausfuhrbeschränkungen und Massnahmen 
gleicher Wirkung beseitigt. 

3. Im Sinne dieses Abkommens sind unter «mengenmässigen Beschränkungen und Mass-
nahmen gleicher Wirkung» Verbote oder Beschränkungen von Ein- oder Ausfuhren in ein 
EFTA-Land aus der Türkei oder in die Türkei aus einem EFTA-Land zu verstehen, die durch 
Kontingente, Ein- oder Ausfuhrbewilligungen oder andere den Handel beschränkende admi-
nistrative Massnahmen und Vorschriften wirksam gemacht werden.  

Artikel 8 Nichtwirtschaftliche Gründe für Beschränkungen 
Dieses Abkommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -beschränkungen nicht 
entgegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, öffentlichen Ordnung oder Sicherheit, 
zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, zum Schutz 
der Umwelt, des nationalen Kulturguts von künstlichem, geschichtlichem oder archäologischem 
Wert oder des gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind; eben sowenig 
steht es Regelungen betreffend Gold und Silber entgegen. Diese Verbote oder Beschränkungen 
dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte Be-
schränkung des Handels zwischen einem EFTA-Land und der Türkei darstellen.  

Artikel 9 Staatsmonopole 
1. Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass die staatlichen Monopole kommerzieller Natur derart 

ausgestaltet werden, dass hinsichtlich der Bedingungen, zu denen Waren beschafft und 
vermarktet werden, keine Diskriminierung zwischen Staatsangehörigen der EFTA-Länder 
und der Türkei besteht. 

2. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten für jede Institution, mit deren Hilfe die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten Ein- oder Ausfuhren zwischen den Vertragsstaaten rechtlich 
oder tatsächlich, mittelbar oder unmittelbar überwachen, lenken oder wirksam beeinflussen. 
Diese Bestimmungen gelten auch für Monopole, die der Staat Dritten überträgt.  

Artikel 10 Informationsverfahren im Bereich technischer Vorschriften 
1. Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet technischer Regelungen, Standards und Kon-

formitätsbewertungen zusammen und fördern durch geeignete Massnahmen europaweite 
Lösungen. Der Gemischte Ausschuss erlässt Richtlinien für die Implementierung dieses Ar-
tikels. 

2. Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen des Gemischten Ausschusses unverzüg-
lich Konsultationen aufzunehmen, um eine geeignete Lösung zu finden für den Fall, dass ein 
Vertragsstaat der Ansicht ist, dass ein anderer Vertragsstaat Massnahmen ergreift, die ein 
Handelshindernis schaffen könnten oder geschaffen haben. 

3. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Entwürfe zu technischen Regelungen im Einklang mit 
den Bestimmungen des WTO-Übereinkommens über technische Handelshemmnisse zu no-
tifizieren. 

Artikel 11 Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen  
1. Die Vertragsstaaten erklären sich bereit, unter Beachtung ihrer Landwirtschaftspolitiken die 

harmonische Entwicklung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu fördern. 

2. In Verfolgung dieses Zieles wurde zwischen jedem einzelnen EFTA-Land und der Türkei ein 
bilaterales Abkommen abgeschlossen, das Massnahmen zur Erleichterung des Handels mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen vorsieht. 
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3. In den Bereichen des Veterinärwesens, des Pflanzen- und Gesundheitsschutzes wenden die 
Vertragsstaaten ihre Regelungen in nichtdiskriminierender Weise an und treffen keine neuen 
Massnahmen, die eine unangemessene Behinderung des Warenverkehrs zur Folge haben.  

Artikel 12 Interne Steuern 
1. Die Vertragsstaaten wenden keine Massnahmen oder Praktiken interner steuerlicher Art an, 

die unmittelbar oder mittelbar eine diskriminierende Behandlung der Erzeugnisse eines EF-
TA-Landes und gleichartiger Ursprungserzeugnisse der Türkei bewirken.  

2. Für Erzeugnisse, die in einen der Vertragsstaaten ausgeführt werden, darf keine Erstattung 
für inländische Abgaben gewährt werden, die höher ist als die auf diesen Erzeugnissen un-
mittelbar oder mittelbar erhobenen Abgaben. 

Artikel 13 Zahlungen 
1. Die mit dem Warenverkehr zwischen einem EFTA-Land und der Türkei verbundenen Zah-

lungen und die Überweisung dieser Beträge in den Vertragsstaat, in dem der Gläubiger sei-
nen Wohnsitz hat, sind keinen Beschränkungen unterworfen. 

2. Die Vertragsstaaten wenden keine devisen- oder verwaltungsmässigen Beschränkungen 
betreffend die Gewährung, Rückzahlung oder Annahme von kurz- und mittelfristigen Kredi-
ten in Verbindung mit Handelsgeschäften an, an denen ein Gebietsansässiger beteiligt ist. 

Artikel 14 Öffentliches Beschaffungswesen 
1. Die Vertragsstaaten betrachten die wirksame Liberalisierung des öffentlichen Beschaf-

fungswesen als eines der Ziele dieses Abkommens. 

2. Um die Transparenz und die Nichtdiskriminierung der Anbieter der Vertragsstaaten zu ge-
währleisten, passen die Vertragsstaaten die Bedingungen in Bezug auf Verträge, welche 
Behörden, öffentliche Unternehmen und Privatunternehmen, denen besondere oder aus-
schliessliche Rechte eingeräumt werden, abschliessen, schrittweise an.  

3. Der Gemischte Ausschuss wird mit der Ausarbeitung der einzelnen Modalitäten auf der 
Grundlage ausgewogener Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten betraut. Er legt den 
Anwendungsbereich, den Zeitplan und die Regeln unter Berücksichtigung der im Allgemei-
nen Zoll- und Handelsabkommen und mit Drittstaaten in diesem Bereich getroffenen Lösun-
gen so bald als möglich fest.  

4. Die betroffenen Vertragsparteien trachten danach, den im Rahmen des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens abgeschlossenen einschlägigen Abkommen beizutreten. 

Artikel 15 Schutz des geistigen Eigentums 
1. Die Vertragsstaaten gewährleisten und sichern einen angemessenen, wirksamen und nicht 

diskriminierenden Schutz der Rechte des geistigen Eigentums. Sie treffen, in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen dieses Artikels, Anhang XII zu vorliegendem Übereinkommen 
und den darin erwähnten internationalen Abkommen, Massnahmen zur Durchsetzung dieser 
Rechte, um sie vor Verletzungen, Fälschung und Nachahmung zu schützen. 

2. Die Vertragsstaaten lassen den Angehörigen eines jeden Vertragsstaates keine ungünstige-
re Behandlung zukommen als ihren eigenen Angehörigen. Ausnahmen von dieser Verpflich-
tung müssen mit den materiellen Bestimmungen von Artikel 3 des WTO-Abkommens vom 
15. April 1994 betreffend handelsbezogene Aspekte von Rechten des geistigen Eigentums 
(TRIPS-Abkommens) in Übereinstimmung stehen. 

3. Die Vertragsstaaten lassen den Angehörigen eines jeden Vertragsstaates keine ungünstige-
re Behandlung zukommen als den Angehörigen irgendeines anderen Staates. Ausnahmen 
von dieser Verpflichtung müssen mit den materiellen Bestimmungen des TRIPS-
Abkommens, insbesondere mit Artikel 4 und 5, in Übereinstimmung stehen.  

4. Die Vertragsstaaten vereinbaren, auf Antrag einer Vertragspartei die in dem vorliegenden 
Artikel und Anhang XII enthaltenen Bestimmungen über den Schutz des geistigen Eigen-
tums zu überprüfen, mit dem Ziel, das Schutzniveau zu verbessern und Handelsverzerrun-
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gen, die durch den gegenwärtigen Umfang des Schutzes des geistigen Eigentums verur-
sacht werden, zu vermeiden oder zu beseitigen. 

Artikel 16 Erfüllung von Verpflichtungen 
1. Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Massnahmen, um die Verwirklichung der Ziele 

dieses Abkommens und die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Abkommen sicherzu-
stellen.  

2. Ist ein EFTA-Land der Auffassung, dass die Türkei, oder ist die Türkei der Auffassung, dass 
ein EFTA-Land eine Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht erfüllt hat, kann die betrof-
fene Partei gemäss den in Artikel 23 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeigne-
te Massnahmen treffen.  

Artikel 17 Wettbewerbsregeln betreffend Unternehmen 
1. Mit dem guten Funktionieren dieses Abkommens sind unvereinbar, soweit sie geeignet sind, 

den Warenverkehr zwischen einem EFTA-Land und der Türkei zu beeinträchtigen: 
a) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereini-

gungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen zwischen Unternehmen, die 
eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken 
oder bewirken; 

b) die missbräuchliche Ausnützung einer beherrschenden Stellung auf dem gesamten 
Gebiet der Vertragsstaaten oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder 
mehrere Unternehmen. 

2. Diese Bestimmungen gelten ebenfalls für Tätigkeiten öffentlicher Unternehmen und Unter-
nehmen, denen die Vertragsstaaten besondere oder ausschliessliche Rechte einräumen, 
soweit die Anwendung dieser Bestimmungen die Ausführung der ihnen zukommenden öf-
fentlichen Aufgaben weder rechtlich noch tatsächlich behindert.  

3. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass eine Praktik mit diesem Artikel unvereinbar ist, 
kann er gemäss den in Artikel 23 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete 
Massnahmen treffen.  

Artikel 18 Staatliche Beihilfen 
1. Jede von einem Vertragsstaat gewährte oder aus staatlichen Mitteln in irgend einer Form 

stammende Beihilfe, die den Wettbewerb verzerrt oder zu verzerren droht, indem sie be-
stimmte Unternehmen oder die Produktion bestimmter Güter begünstigt, ist mit dem guten 
Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar, soweit sie den Warenverkehr zwischen den 
EFTA-Ländern und der Türkei beeinträchtigt. 

2. Alle Praktiken, die zu Absatz 1 in Widerspruch stehen, werden aufgrund der im Anhang I 
festgelegten Kriterien beurteilt.  

3. Was die Anwendung von Absatz 1 und 2 anbetrifft, so kann die Türkei bis zum 31. Dezem-
ber 1995 und im Einklang mit ihren Verpflichtungen gegenüber der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft  
a) mittels Massnahmen nach Anhang X Buchstabe c) eine höhere Beihilfe gewähren als 

jene, welche für die EFTA-Länder zugelassen würde;  
b) eine indirekte Hilfe an die Warenausfuhr leisten, 
mit dem Ziel, ihre wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Diese Hilfsformen werden als mit 
dem guten Funktionieren dieses Abkommens vereinbar betrachtet, sofern sie die Bedingun-
gen für den Warenverkehr nicht in einem Ausmass verschlechtern, das den Interessen der 
Vertragsstaaten zuwiderläuft. 

4. Die Vertragsstaaten gewährleisten die Transparenz staatlicher Beihilfemassnahmen durch 
einen in Anhang XI vorgesehenen Informationsaustausch. Innerhalb eines Jahres nach dem 
Inkraftstreten dieses Abkommens legt der Gemischte Ausschuss die für die praktische 
Durchführung dieses Absatzes erforderlichen Regeln fest. 

5. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass eine Praktik mit Absatz 1-3 unvereinbar ist, kann 
er gemäss den in Artikel 23 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren Ausgleichszölle 
erheben. 
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Artikel 19 Dumping 
1. Stellt ein Vertragsstaat in den diesem Abkommen unterstellten Handelsbeziehungen Dum-

ping-Praktiken fest, kann er im Einklang mit Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens und mit den Regeln der Abkommen, die mit diesem Artikel im Zusammenhang 
stehen, gemäss den in Artikel 23 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete 
Massnahmen gegen diese Praktiken treffen.  

2. Die betroffenen Vertragsstaaten werden darnach trachten, den im Rahmen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen getroffenen einschlägigen Abkommen beizutreten. 

Artikel 20 Dringlichkeitsmassnahmen für Einfuhren bestimmter Erzeugnisse 
Nimmt die Erhöhung der Einfuhren eines bestimmten Erzeugnisses mit Ursprung in einem EFTA-
Land oder in der Türkei ein Ausmass an oder erfolgt sie zu Bedingungen, welche 

a) die einheimischen Produzenten gleichartiger oder direkt wettbewerbsfähiger Erzeugnis-
se im Gebiet des anderen Vertragsstaates schwerwiegend schädigt oder zu schädigen 
droht, oder 

b) ernste Störungen in einem Wirtschaftszweig oder Schwierigkeiten, die regional zu einer 
schwerwiegenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage führen können, bewirken 
oder zu bewirken drohen, kann der betroffene Vertragsstaat gemäss den in Artikel 23 
festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete Massnahmen treffen.  

Artikel 21 Wiederausfuhr und ernster Versorgungsengpass 
Wenn aufgrund der Artikel 6 und 7 
1. es zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland kommt, dem gegenüber die ausführende Ver-

tragspartei für das jeweilige Erzeugnis mengenmässige Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhr-
zölle oder Massnahmen und Abgaben gleicher Wirkung aufrechterhält, oder 

2. im Zusammenhang mit einem für die ausführende Vertragspartei wichtigen Erzeugnis ein 
ernster Versorgungsengpass entsteht oder droht, 

und wenn der ausführenden Vertragspartei in den vorgenannten Situationen ernste Schwierigkei-
ten entstehen oder zu entstehen drohen, kann diese Vertragspartei nach den Voraussetzungen 
und Verfahren des Artikels 23 geeignete Massnahmen treffen. 

Artikel 22 Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
1. Befindet sich ein Vertragsstaat in Zahlungsbilanzschwierigkeiten oder ist er ernsthaft davon 

bedroht, kann er von den Bestimmungen von Artikel 4 und 7 abweichen und gemäss den in 
Artikel 23 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete Massnahmen treffen. 

2. Jeder Vertragsstaat notifiziert dem Gemischten Ausschuss alle im Einklang mit Absatz 1 
getroffenen Massnahmen vor deren Einführung. Sofern es die Umstände erlauben, prüft der 
Gemischte Ausschuss die Massnahmen, bevor sie in Kraft treten. 

3. Die Anwendung dieser Massnahmen durch einen Vertragsstaat unterliegt den in den ein-
schlägigen Artikeln des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens vorgesehenen Bedin-
gungen, der Erklärung des GATT aus dem Jahr 1979 betreffend Handelsmassnahmen aus 
Zahlungsbilanzgründen und den einschlägigen Instrumenten, welche die Vertragsparteien 
inskünftig im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens aushandeln werden. 

4. Der Gemischte Ausschuss schenkt der Lage laufend seine Aufmerksamkeit, insbesondere 
um ernste Störungen im Funktionieren dieses Abkommens zu vermeiden. Im Zuge dieser 
Lagebeurteilung oder auf Verlangen eines Vertragsstaates prüft er die Notwendigkeit, die 
getroffenen Massnahmen aufrechtzuerhalten. 

Artikel 23 Verfahren für die Anwendung von Schutzmassnahmen 
1. Bevor die Vertragsstaaten das in diesem Artikel festgelegte Verfahren für die Anwendung 

von Schutzmassnahmen einleiten, versuchen sie, die zwischen ihnen bestehenden Differen-
zen durch Konsultationen auszuräumen. Sie unterrichten die übrigen Vertragsstaaten davon. 
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2. In den Fällen gemäss Artikel 16 bis 22 notifiziert ein Vertragsstaat, der beabsichtigt, 
Schutzmassnahmen zu ergreifen, diese Massnahmen unverzüglich dem Gemischten Aus-
schuss. Die betroffenen Parteien stellen dem Gemischten Ausschuss alle zweckdienlichen 
Auskünfte zur Verfügung und leisten ihm die Unterstützung, derer er zur Prüfung des Falles 
bedarf. Im Gemischten Ausschuss finden ohne Verzug Konsultationen statt, mit dem Ziel, 
eine allseits annehmbare Lösung zu finden.  

3. Hat der betreffende Vertragsstaat  innerhalb von drei Monaten nach Befassung des Ge-
mischten Ausschusses den beanstandeten Praktiken kein Ende gesetzt oder die notifizierten 
Schwierigkeiten nicht beseitigt und der Gemischte Ausschuss keinen Beschluss in der Ange-
legenheit gefasst, kann der betroffene Vertragsstaat die von ihm als erforderlich erachteten 
Schutzmassnahmen treffen.  

4. Die getroffenen Schutzmassnahmen werden dem Gemischten Ausschuss unverzüglich noti-
fiziert. Sie beschränken sich, was ihre Tragweite und Dauer anbetrifft, auf das für die Wie-
derherstellung der Lage, die zu ihrer Anwendung geführt hat, unbedingt Erforderliche und 
gehen nicht über das Ausmass des Schadens hinaus, der durch die betreffende Praktik oder 
Schwierigkeit verursacht wurde. Vorrangig werden Massnahmen getroffen, die das Funktio-
nieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. Die von der Türkei gegen eine 
Handlung oder Unterlassung eines EFTA-Landes oder von einem EFTA-Land gegen eine 
Handlung oder Unterlassung der Türkei getroffenen Massnahmen dürfen sich nur auf den 
Warenverkehr mit dem betreffenden Land auswirken. 

5. Die getroffenen Schutzmassnahmen bilden Gegenstand regelmässiger Konsultationen im 
Gemischten Ausschuss, mit dem Ziel, die Massnahmen ohne Verzug zu beschränken, zu 
ersetzen oder aufzuheben. 

6. Verunmöglichen aussergewöhnliche Umstände, die ein unverzügliches Handeln erfordern, 
eine vorangehende Prüfung, kann der betroffene Vertragsstaat in den Fällen gemäss Artikel 
19 bis 22 die Präventivmassnahmen, die zur Wiederherstellung der Lage unbedingt erforder-
lich sind, sofort anwenden. Diese Massnahmen werden ohne Verzug dem Gemischten Aus-
schuss notifiziert, der sodann Konsultationen zwischen den Vertragsstaaten durchführt. 

Artikel 24 Ausnahmen aus Gründen der Sicherheit 
Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert einen Vertragsstaat daran, Massnahmen zu tref-
fen, die er als erforderlich erachtet. 

a) um Auskünfte zu verweigern, deren Preisgabe seinen wesentlichen Sicherheitsinteres-
sen zuwiderläuft; 

b) zum Schutz seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen, zur Erfüllung internationaler 
Verpflichtungen oder zur Befolgung nationaler Politiken, 
i) betreffend den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial und mit anderen 

Waren, Materialien und Dienstleistungen, die unmittelbar oder mittelbar für eine mi-
litärische Einrichtung bestimmt sind, oder  

ii) betreffend Nichtweiterverbreitung von biologischen und chemischen Waffen, von 
Atomwaffen oder von anderen Kernsprengstoffen oder 

iii) in Kriegszeiten oder in Zeiten anderer ernster internationaler Spannungen.  

Artikel 25 Einsetzung des Gemischten Ausschusses 
1. Es wird ein Gemischter Ausschuss eingesetzt, in dem jeder Vertragsstaat vertreten ist. Der 

Gemischte Ausschuss ist mit der Verwaltung dieses Abkommens betraut und sorgt für des-
sen ordnungsgemässe Durchführung. 

2. Zur ordnungsgemässen Durchführung dieses Abkommens tauschen die Vertragsstaaten 
Informationen aus und halten auf Antrag einer Partei im Gemischten Ausschuss Konsultati-
onen ab. Der Ausschuss prüft laufend die Möglichkeit, die Handelsschranken zwischen den 
EFTA-Ländern und der Türkei weiter abzubauen. 

3. Der Gemischte Ausschuss kann im Einklang mit den Bestimmungen in Artikel 26, Absatz 3 
in den in diesem Abkommen vorgesehenen Fällen Beschlüsse fassen. In den übrigen Fällen 
kann er Empfehlungen aussprechen. 
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Artikel 26 Verfahren des Gemischten Ausschusses 
1. Zur ordnungsgemässen Durchführung dieses Abkommens tritt der Gemischte Ausschuss 

auf angemessener Ebene so oft dies erforderlich ist, mindestens aber einmal jährlich, zu-
sammen. Jeder Vertragsstaat kann seine Einberufung beantragen. 

2. Der Gemischte Ausschuss äussert sich im gegenseitigen Einvernehmen. 

3. Hat ein Vertreter eines Vertragsstaates im Gemischten Ausschuss einen Beschluss unter 
Vorbehalt der Erfüllung verfassungsrechtlicher Vorschriften angenommen, tritt der Be-
schluss, sofern er keinen späteren Zeitpunkt vorsieht, an dem Tag in Kraft, an dem die Auf-
hebung des Vorbehalts notifiziert worden ist.  

4. Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die unter anderen Bestimmun-
gen über die Einberufung von Sitzungen und über die Ernennung und die Amtsdauer des 
Vorsitzenden enthalten. 

5. Der Gemischte Ausschuss kann die Einsetzung von Unterausschüssen und Arbeitsgruppen 
beschliessen, die ihm bei der Erfüllung seiner Aufgaben zur Seite stehen. 

Artikel 27 Evolutivklausel 
1. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass der Ausbau der durch dieses Abkommen ge-

schaffenen Beziehungen durch ihre Ausdehnung auf Bereiche, die nicht unter dieses Ab-
kommen fallen, im Interesse der Volkswirtschaften der Vertragsstaaten nützlich wäre, unter-
breitet er ihnen ein begründetes Begehren.  

Die Vertragsstaaten können dem Gemischten Ausschuss die Prüfung dieses Begehrens und 
gegebenenfalls die Ausarbeitung von Empfehlungen übertragen.  

2. Vereinbarungen, die aus dem in Absatz 1 genannten Verfahren hervorgehen, bedürfen der 
Ratifizierung oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten nach deren eigenen Verfahren. 

Artikel 28 Änderungen 
Sofern es sich nicht um Änderungen im Sinne von Artikel 25 Absatz 3 handelt, die vom Gemisch-
ten Ausschuss zu beschliessen sind, werden Änderungen dieses Abkommens den Vertragsstaa-
ten zur Annahme unterbreitet; sie treten in Kraft, sobald sie von allen Parteien gutgeheissen wor-
den sind. Die Annahmeurkunden werden beim Depositarstaat hinterlegt. 

Artikel 29 Protokolle und Anhänge 
Die Protokolle A, B und C und die Anhänge I-XI zu diesem Abkommen bilden einen integrieren-
den Bestandteil des Abkommens. Der Gemischte Ausschuss kann beschliessen, die Protokolle 
und Anhänge zu ändern. 

Artikel 30 Handelsbeziehungen aufgrund anderer Vereinbarungen 
Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Schaffung von Zollunionen, Freihandelszonen 
oder Vereinbarungen über den grenznahen Warenverkehr nicht entgegen, sofern diese keine 
negativen Auswirkungen auf das Handelsregime und insbesondere auf die Bestimmungen über 
die in diesem Abkommen vorgesehenen Ursprungsregeln zeitigen.  

Artikel 31 Räumlicher Anwendungsbereich 
Dieses Abkommen findet im Gebiet der Vertragsstaaten Anwendung. 

Artikel 32 Beitritt 
1. Jeder Mitgliedstaat der Europäischen Freihandelsassoziation kann diesem Abkommen bei-

treten, wenn der Gemischte Ausschuss seinem Beitritt durch Beschluss zustimmt, und unter 
den Bestimmungen und Bedingungen, die in diesem Beschluss festgelegt sind. Die 
Beitrittsurkunde wird beim Depositarstaat hinterlegt.  

2. In einem beigetretenen Staat tritt das Abkommen am ersten Tag des dritten Monates nach 
der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in Kraft.  

10 



 Abkommen EFTA-Türkei
 
 

Artikel 33 Rücktritt und Beendigung 
1. Jede Partei kann unter Abgabe einer schriftlichen Notifikation an den Depositarstaat von 

diesem Abkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird sechs Monate nach dem Zeitpunkt, an 
welchem der Depositarstaat die Notifikation erhalten hat, wirksam.  

2. Tritt die Türkei zurück, erlischt das Abkommen nach Ablauf der Kündigungsfrist, und treten 
alle EFTA-Länder zurück, erlischt es nach Ablauf der letzten Kündigungsfrist. 

3. Jedes EFTA-Land, das vom Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation zurücktritt, hört ipso facto am selben Tag auf, Partei dieses Abkommens zu sein.  

Artikel 34 Inkrafttreten 
1. Dieses Abkommen tritt am 1. April 1992 in Kraft, sofern alle Signatarstaaten ihre Ratifikati-

ons- oder Genehmigungsurkunden beim Depositarstaat hinterlegt haben. 

2. Falls dieses Abkommen gemäss den Bestimmungen von Absatz 1 nicht in Kraft getreten ist 
und sofern die Türkei ihre Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt hat, treffen 
sich vor dem 1. Mai 1992 Vertreter der Signatarstaaten, die eine derartige Urkunde hinter-
legt haben. Sie können festlegen, wann das Abkommen im Verhältnis zu ihren Staaten in 
Kraft tritt. Solange kein derartiger Entscheid gefällt worden ist, wird spätestens 30 Tage 
nachdem ein weiterer Signatarstaat seine Urkunde hinterlegt hat, zum selben Zweck eine 
Sitzung abgehalten.  

3. Für einen Signatarstaat, der seine Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde nach der in 
Absatz 2 erwähnten Sitzung hinterlegt, tritt dieses Abkommen am ersten Tag des zweiten 
Monats nach der Hinterlegung seiner Urkunde beim Depositarstaat, jedoch nicht vor dem 
nach Absatz 2  festgelegten Zeitpunkt, in Kraft. 

Artikel 35 Depositar 
Die Regierung Norwegens, die als Depositar handelt, notifiziert allen Staaten, welche dieses 
Abkommen unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, die Hinterlegung jeder Ratifikations-, 
Genehmigungs-, oder Beitrittsurkunde, das Inkrafttreten dieses Abkommens sowie jede andere 
Handlung oder Notifikation betreffend dieses Abkommen oder dessen Beendigung. 

Zur Urkunde dessen haben die Unterzeichner, die hiezu gebührend bevollmächtigt sind, das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Genf, am 10. Dezember 1991, in einer einzigen verbindlichen Ausfertigung in 
englischer Sprache, die bei der Regierung Norwegens hinterlegt wird. Der Depositar wird allen 
Signatarstaaten und Staaten, die diesem Abkommen beitreten, eine beglaubigte Abschrift über-
mitteln. 
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Anhang I 

betreffend Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) 

Dieses Abkommen findet auf die unter Kapitel 25 bis 97 des Harmonisierten Systems (HS) fal-
lenden Erzeugnisse, die in der Liste zu diesem Anhang aufgeführt sind, nicht Anwendung. 
 

HS - Code Warenbeschreibung Ausgenommen 
wenn eingeführt in 

 
 2905 
 
 
 
 2905. 43 
 
 2905. 44 

 
Acyclische Alkohole und ihre Halogen-, Sulfo-, Nitro-, oder 
Nitrosoderivate: 
- andere Polyalkohole: 
 
- - Mannit 

 
- - D-Glucit (Sorbit) 
 

 
 
 
 
 
Türkei 
 
Türkei 

 3501 
 
 
 
 3501. 10 
 
 
 
ex 3501. 90 
 

Kaseine, Kaseinate und andere Kaseinderivate; Kaseinlei-
me: 
 
 
- Kaseine 
 
 
 
- andere: 
- - andere als Kaseinleime 

 
 
 
 
Liechtenstein 
Schweiz 
Türkei 
 
 
Liechtenstein 
Schweiz 
Türkei 
 

 3502 
 
 
 
 
ex 3502. 11 
 
 
 
 
ex 3502 19 
 
 
 
ex 3502
 .20 

Albumine (einschliesslich Eiweisskonzentrate mehrerer Mol-
kenproteine, mit einem auf die Trockensubstanz berechne-
ten Gehalt an Molkenproteinen von mehr als 80 Gewichts-
prozent), Albuminate und andere Albuminderivate: 
 
- Eieralbumin: 
- - getrocknet, andere als ungeniessbar oder ungeniessbar 

gemacht 
 
 

- - andere, andere als ungeniessbar oder ungeniessbar ge-
macht 

 
 

- - andere (Milchalbumin), einschliesslich Konzentrate, die 
zwei oder mehr Molkenproteine enthalten, andere als un-
geniessbar oder ungeniessbar gemacht 

 

 
 
 
 
 
 
alle EFTA-Staaten 
Türkei 
 
 
alle EFTA-Staaten 
Türkei 
 
 
alle EFTA-Staaten 
Türkei 
 

 3505 
 
 
 
ex 3505. 10 
 
 
 
 3505. 20 

Dextrine und andere modifizierte Stärken (z.B. vorgelatinier-
te oder veresterte Stärken); Leime auf der Grundlage von 
Stärken, Dextrinen oder anderen modifizierten Stärken: 
 
- Dextrine und andere modifizierte Stärken: 
- - ausgenommen veresterte oder veretherte Stärken andere 

als wasserlöslich 
 
- Leime 
 

 
 
 
 
 
Türkei 
 
 
Türkei 
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HS - Code Warenbeschreibung Ausgenommen 
wenn eingeführt in 

 
ex 3809 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Appretur- oder Ausrüstungsmittel, Beschleuniger zum Fär-
ben oder Fixieren von Farbstoffen und andere Erzeugnisse 
und Zubereitungen (z.B. zubereitete Schlichtemittel und zu-
bereitete Beizmittel), der in der Textilindustrie, Papierindust-
rie, Lederindustrie oder in ähnlichen Industrien verwendeten 
Art, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 
 
- auf der Grundlage von Stärke oder Stärkederivaten: 
 
- andere: 

- ausgenommen zubereitete Beizmittel 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Türkei 

 4501 Naturkork, unbearbeitet oder nur vorbearbeitet; Korkabfälle; 
Korkschrot; Korkmehl 

Island 
Liechtenstein 
Schweiz 
Türkei 
 

 5301 Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg 
und Abfälle von Flachs (einschliesslich Garnabfälle und 
Reissspinnstoff) 

Liechtenstein 
Schweiz 
Türkei 
 

 5302 Hanf (Cannabis sativa L.), roh oder bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle von Hanf (einschliesslich 
Garnabfälle und Reissspinnstoff) 

Liechtenstein 
Schweiz 
Türkei 
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